
Klage gegen Freihandel
Der Bielefelder Jurist Andreas Fisahn bereitet eine Massenklage gegen das Freihandelsabkom-
men mit Kanada beim Bundesverfassungsgericht vor. Hintergründe von Ulrich Zucht
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Alt gegen Neu
Die Stadt lässt eine Immobilie im Bielefelder Osten verfallen. Von Rouven Ridder

Mitte März wurde mit einer kurzfristi-
gen Hausbesetzung und Entrümpe-

lung auf die Zerstörung von billigem Wohn-
raum durch die Stadt Bielefeld aufmerksam
gemacht. Über 100 Jahre ist das Gebäude mit
dem kleinen Türmchen in der Petristraße 2
im Osten der Stadt. Die Immobilie ist in städ-
tischem Besitz und beherbergt mittlerweile
nur noch zwei Mieter. Die Stadt hält das Ge-
bäude für baufällig. Sie will es abreißen und
dort neue Sozialwohnungen errichten. Oder
das Grundstück meistbietend veräußern, wie
die Besetzer von der ›Bielefelder Initiative für
sozialökologische Stadtentwicklung‹ (BISS)
vermuten.

Günstiger Wohnraum ist rar in Bielefeld.
Doch die Stadt hat die Förderung des sozia-
len Wohnungsbaus lange Zeit verschlafen.
Erst mit der Flüchtlingskrise und den vielen
Neuankömmlingen ist sie aufgewacht. Nun
wird nach leerstehenden Wohnungen und
Grundstücken gesucht. So geriet auch das al-
te, stadtteilprägende Gebäude in der Petri-
straße ins Visier. 

Alte Häuser für marode zu erklären, um sie
dann dem Erdboden gleich zu machen, erin-
nert manche an die 1970er und 80er Jahre.
Weite Teile der Gründerzeitbauten im Bie-
lefelder Westen würden nicht mehr stehen,
wenn es damals keinen Protest gegeben hätte.
Christian Presch war seinerzeit ganz vorne
mit dabei und er ist es heute wieder. Als Ak-
tivist für die ›BISS‹.

Die ›BISS‹ engagiert sich eigentlich für eine
sozialverträgliche Umnutzung der britischen
Kasernen nach dem Abzug der Streitkräfte.
Als man dort aber von dem geplanten Abriss
des Hauses in der Petristraße hörte, wurde
schnell eine Protestaktion geplant. Es sei
kaum zu glauben, »dass die Stadt ein Wohn-
haus besitzt, es entmietet und unbewohnbar
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»Der CETA-Vertrag schafft eine Neben-
verfassung«, begründet Jura-Professor

Fisahn in einem Interview mit der ›Neuen
Westfälischen‹ seine Klage. »Das halte ich für
ein demokratisches Problem, weil der Gesetz-
geber mit der Schere im Kopf arbeiten muss,
und für ein rechtsstaatliches, weil man ein un-
einheitliches Recht hat.«

Die Europäische Union verhandelt seit ge-
raumer Zeit und weitgehend unter Ausschluss
der Öffentlichkeit mit Kanada und den USA
über ein Freihandelsabkommen. Das Abkom-
men mit Kanada – kurz CETA – liegt bereits
als 1.600-seitiger Entwurf vor. CETA gilt als
Blaupause für das TTIP-Abkommen mit den
USA. Gegen diese geplanten Freihandelsver-

macht«, so die Initiative. Sie lastet dem Im-
mobilien Servicebetrieb (ISB) der Stadt an,
dass alle Maßnahmen, die von Anwohnern
und Nachbarn geschildert wurden, wie eine
gezielte Entmietung wirken. Laut deren
Schreiben an den Oberbürgermeister gab es
»gezielte und fachmännische Durchtrennun-
gen von Leitungen«. Diese wurden, so die
Auskunft der Hausbewohner, im Auftrag des
ISB von Handwerkern vorgenommen.

Das Haus sei, nach Überzeugung der Ini-
tiative, mit wenig Aufwand kurzfristig wie-
der bewohnbar zu machen. Auch die Neu-
baupläne irritieren. »In der gesamten bisheri-
gen Diskussion um mögliche Flächen für
sozialen Wohnungsbau spielte dieses Gelände
bisher keine Rolle. Deshalb erstaunt die nun
erstmals geäußerte mögliche soziale Bindung
der Grundstücke«, wundert sich Christian
Presch.

Für die ›BISS‹ stellt sich deshalb die Frage,
ob nicht auch unter Einbeziehung und Erhal-
tung des stadtteilprägenden Gebäudes sozia-
ler Wohnraum verwirklicht werden kann.
Das ist zumindest Wunsch vieler Anwohner
des Stadtteils.

Silvester in Köln – und kein Ende in Sicht?
Das skandalöse Verhalten von Männern

zwischen Domplatte und Hauptbahnhof hat
einem Tsunami gleich Wellen geschlagen. Da-
bei wurde die sexualisierte Gewalt rassistisch
verortet. Kaum ein Tag verging, an dem Me-
dien nicht über ähnliche Vorfälle in weiteren
Städten berichteten. Die ›taz‹ kommentierte
nüchtern, dass die Kölner Vorfälle die alltäg-
liche Gewalt, der Frauen in der Mitte unserer
Gesellschaft ausgesetzt seien, wieder ins Be-
wusstsein geholt hätten. Denn mehr als die
Hälfte aller Frauen erlebe Gewalt, nicht aus ei-
ner anonymen Gemengelage heraus, sondern
unmittelbar in der Familie, Nachbarschaft
oder Freundeskreis, im beruflichen Umfeld
oder kurz: im Alltag.

Obwohl seit Jahrzehnten vor allem Frauen
die Öffentlichkeit sensibilisieren, Gesetze in
Kraft treten, die Gewalt gegen Frauen ächten
und Täter in die Schranken weisen, und die
Notwendigkeit von Frauenunterstützungs-
einrichtungen mittlerweile unbestritten ist,
scheint in der öffentlichen Wahrnehmung im-
mer noch die Meinung vorzuherrschen, dass
Frauen eine Mitschuld an Gewalterfahrungen
tragen, sich »falsch« verhalten oder sich nicht
ausreichend zur Wehr gesetzt haben. Warum
soll die empfohlene Armeslänge Abstand ge-
gen Männergewalt helfen, wenn nach dem ak-
tuellen Gesetzesentwurf zur Verschärfung des
Sexualstrafrechts selbst ein laut und deutlich
ausgesprochenes »Nein« einer Frau noch im-
mer nicht für die Bestrafung eines Täters aus-
reicht. Warum sollen sich Frauen überhaupt
im öffentlichen Raum anders verhalten als
Männer?

Zuflucht Bielefelder Frauenhaus 

Das kann verrückt machen: Beinahe ein halbes
Jahrhundert nach der im Zuge der ›68er‹ ein-
setzenden zweiten Welle der Frauenbewegung
scheinen noch immer die grundlegenden Kon-
ventionen im Umgang zwischen Männern
und Frauen nicht geklärt zu sein. Vom Gen-
der-Mainstreaming ganz zu schweigen. Dabei
zeigt ein Blick in die Geschichte, dass der Pro-
test gegen sexualisierte und häusliche Gewalt
spätestens seit den siebziger Jahren zum politi-
schen Diskurs auch in Bielefeld gehörte. Die
kollektive Wahrnehmung, dass Frauen im Be-
ruf und in der Ehe, im Studium und auf der
Straße »in sehr unangenehmer Art und Weise«
mit ihrem »Frausein konfrontiert« werden,
führte im Sommer 1973 zur Gründung des
ersten Frauenzentrums in Bielefeld. Vor allem
der gesellschaftlich tabuisierten häuslichen Ge-
walt in Ehe und Familie, der Frauen angesichts
des bis 1977 geltenden Scheidungsrechtes nur
um den Preis existenzieller Armut entfliehen
konnten, galt von Beginn an die Aufmerksam-
keit und führte 1976/77 zur Gründung des ers-
ten Bielefelder Frauenhauses.

Der Zufluchtsort war nicht nur in Bielefeld
neu und notwendig. Das Frauenhaus drohe
manchmal »aus den Nähten zu platzen«, hieß
es bereits im ersten Jahr. Trotzdem sei keine
Frau abgewiesen worden. Das Sozialamt kri-
tisierte, dass »misshandelte Frauen« nicht nur
aus Bielefeld, sondern aus dem Ruhrgebiet
und selbst aus Süddeutschland aufgenommen
worden seien, weil dort ein vergleichbares An-
gebot fehle und manche Städte sie gar mit ih-
ren Kindern nach Bielefeld abgeschoben hät-
ten. Während die Behörde forderte, dass sich

das Frauenhaus einem Wohlfahrtsverband an-
schließen müsse, um öffentliche Gelder zu er-
halten, bestanden die Verantwortlichen des
Frauenhauses auf Autonomie: Sie wollten kei-
ne Anstalt mit aufgenommenen »Fällen« sein,
lehnten eine aktenmäßige Erfassung von Frau-
en ab und bestanden darauf, dass Frauen Un-
terstützung nach dem Sozialgesetzbuch zu-
stände. Die Schutz vor Gewalt suchenden
Frauen sollten nicht »behandelt« werden, son-
dern in Eigenverantwortung mit der ihnen zu-
stehenden Sozialhilfe den Mietforderungen
des Frauenhauses nachkommen können. Der
Konflikt über berechtigte Aufnahme und Fi-
nanzierung ließ kaum Raum, sich mit der
häuslichen Gewalt an sich zu beschäftigen. Die
Frage, woher sich Männer das Recht nehmen,
ihre Ehefrauen zu misshandeln, wurde in der
öffentlichen Diskussion nicht gestellt. Dass
diese Gewalt aber keine gesellschaftliche
Randerscheinung war, zeigte die breite Zu-
stimmung, als 1980 unter dem Dach der
AWO ein zweites Frauenhaus in Bielefeld er-
öffnet und bereits nach wenigen Monaten ein
drittes gefordert wurde. Das lehnte der Sozi-
al- und Wohnungsausschuss ab, weil aus seiner
Sicht der »Bielefelder Bedarf voll … abgedeckt
sei«. 1983 hieß es gar, dass ein drittes Frauen-
haus den »Bielefelder Bürgern nicht zugemu-
tet werden« könne.

Damals konnte häusliche Gewalt im öffent-
lichen Diskurs noch marginalisiert werden, ob-
wohl sie unabhängig von Alter, Bildung oder
sozialer Schicht allgegenwärtig ist. Das war mit
sexualisierter Gewalt im öffentlichen Raum
kaum möglich. Die Medien berichten zwar
nicht über das Ausmaß von Sexismus und se-
xueller Belästigung, aber es mehrten sich Be-
richte über Vergewaltigungen. Um Frauen
mehr Schutz geben zu können, wurde 1984 ei-

träge gibt es in den betroffenen Ländern ve-
hemente Kritik. In Deutschland gilt die Mu-
siklehrerin Marianne Grimmenstein aus Lü-
denscheid als eine der Wortführerinnen.
Schon 2014 hatte sie beim Bundesverfassungs-
gericht eine eigene, selbstformulierte Verfas-
sungsbeschwerde gegen CETA eingereicht.
Das Gericht wies die Klage allerdings ab.
Grimmenstein suchte deshalb einen erfahre-
nen Juristen, der eine Verfassungsbeschwerde
schreibt, die den Karlsruher Ansprüchen ge-
recht wird. Und fand die Unterstützung beim
Bielefelder Professor für öffentliches Recht,
Andreas Fisahn. Die zwei bereiten nun mit
Unterstützung der Petitions-Plattform
›change.org‹ eine Mammut-Bürgerklage vor.

IN KÜRZE

ne Initiative zur »Einrichtung von Nachttaxen
für alle Frauen« gegründet. Dieses Modell wur-
de in engagierten Frauenkreisen kontrovers
diskutiert. Während vor allem autonome
Frauen kritisierten, dass ein Frauen-Nachttaxi
an dem strukturellen Problem der Männerge-
walt nichts ändere, betonten Befürworterin-
nen, dass dieses Modell »Frauen die Möglich-
keit verschaffen soll, abends und nachts sicherer
und angstfreier unterwegs sein zu können.« 

Mit den Stimmen von SPD und Grün-Bun-
ter-Liste wurde 1986 ein Modellversuch ge-
startet und 200.000 DM zur Verfügung ge-
stellt. In der Zeit von 20 Uhr bis 5 Uhr mor-
gens konnten sich Frauen mit einem
Eigenanteil von 2,50 DM innerhalb des Stadt-
gebiets ein Taxi nehmen. Die Frauenzeitung
›Tarantel‹ spottete, dass statistisch gesehen jede
Einwohnerin über 14 Jahre davon 0,478 mal
Gebrauch machen könne. In der Tat reichte
die Summe nur für zwei, drei Monate. Wäh-
rend manche forderten, dass Frauen, die es sich
leisten können, den normalen Taxipreis zahlen
sollten, warnte Helga Gießelmann (SPD), dass
Gewalt gegen Frauen nicht auf eine soziale
Frage reduziert werden dürfe. Die Diskussion
im Sommer 1986 führte zur Einrichtung des
Anruf-Sammel-Taxis (AST). Dabei war be-
tont worden, dass Männer und Frauen glei-
chermaßen Gewalt ausgesetzt seien, dass AST
demzufolge ein geschlechtsunabhängiges An-
gebot sein müsse.

Noch 1991 plädierte der Bielefelder Krimi-
nalhauptkommissar Horst Clages für Frauen-
nachttaxis. Zudem sei Selbstverteidigung »das
Einzige«, womit sich Frauen »wirksam schüt-
zen« könnten: »Das Beste sei es, sich durch lau-
tes ‚Schreien, Spucken, Kratzen, Treten‘ zur
Wehr zu setzen oder eben mit dem, was Frau-
en in Selbstverteidigungskursen gelernt ha-

ben«. Entsprechende Kurse bot seit 1984 das
BellZett, das Selbstverteidigungs- und Bewe-
gungszentrum für Frauen und Mädchen, und
später auch die Polizei an. Im Kontext der An-
ti-Gewalt-Arbeit entstanden seit den achtziger
Jahren in Bielefeld weitere Unterstützungsein-
richtungen für Frauen und Mädchen wie der
Frauennotruf, die Psychologische Frauenbera-
tung, Wildwasser und das Mädchenhaus.

Familie als Keimzelle der Gewalt

Obwohl die Auseinandersetzung mit sexuali-
sierter und häuslicher Gewalt schon eine lange
Geschichte hat, scheint das Bewusstsein noch
immer nicht vorhanden zu sein, dass es sich um
ein gesellschaftliches Problem handelt. Auch
wenn mittlerweile manches erreicht ist, zeigen
die Reaktionen auf die Vorfälle in Köln, dass
es einen dringlichen Bedarf nach sachlichen
Diskussionen gibt. Noch immer fällt es vielen
schwer einzugestehen, dass die Familie »die
Keimzelle der Gewalt« ist, wie es ›DIE ZEIT‹
bereits 1995 ausführlich in einem Dossier dis-
kutierte. Vergewaltigung in der Ehe, in den
frühen 1970er Jahren im Bundestag als »Femi-
nistinnengeschwätz« abgetan, wurde zuneh-
mend ernsthafter diskutiert, aber 1997 »nur
halbherzig« unter Strafe gestellt. Auch schon
fast zwanzig Jahre her. Dennoch muss bis heute
immer noch betont werden, dass die Ehe kein
sexueller Freibrief ist. Gegen Gewalt im priva-
ten und öffentlichen Raum gehen Frauen seit
den 1970er Jahren auf die Straße. Reclaim the
night – weil es nach wie vor notwendig ist.

Bernd J. Wagner ist Historiker.

Helferstammtisch
Seit kurzem gibt es einen Stammtisch für
Flüchtlingshelferinnen und Flüchtlings-
helfer im Bielefelder Westen. Das offene
Treffen richtet sich an alle, die in und um
den Bielefelder Westen aktiv sind oder
aktiv werden wollen. Es werden Informa-
tionen zur Flüchtlingshilfe ausgetauscht
und Erfahrungen geteilt. Wer Ideen hat
oder schon aktiv ist und Unterstützung
sucht, findet hier Gesprächspartner und
Gleichgesinnter. Ein bunter Mix von Men-
schen aus unterschiedlichen Projekten
mit dem gemeinsamen Ziel: Verständnis
und Integration untereinander und fürei-
nander zu fördern.

Der ›Flüchtlingshilfe-Stammtisch-West‹
trifft sich14-tägig jeden 2. und 4. Diens-
tag im Monat um 19:30 Uhr in der Bür-
gerwache.

Gastfamilien gesucht

Das Welthaus sucht ab August Gastfami-
lien für 15 junge Menschen aus Ecuador,
El Salvador, Mexiko, Mosambik, Nicara-
gua, Peru und Südafrika.

Im Rahmen des Süd-Nord Programms
werden die Jugendlichen einen einjähri-
gen Freiwilligendienst in verschiedenen
sozialen und ökologischen Bereichen ab-
solvieren.

Gesucht werden Gastfamilien, die inter-
kulturellen Austausch erleben und einen
Teil ihres Alltags mit ihnen teilen möchten.

Kontakt über das Welthaus unter:
0521.986 48 44.
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Der erfahrene Jurist Fisahn – selbst Kritiker
der geplanten Freihandelsabkommen (siehe
Interview in Viertel, Nr. 25 // Juli / August
2014) –  wird die Verfassungsbeschwerde zu-
nächst nur gegen das CETA-Abkommen mit
Kanada richten, weil dieses schon ausverhan-
delt ist.

Fisahn hält individuelle Klagen gegen CE-
TA für zulässig, da durch die Abkommen das
Wahlrecht eingeschränkt wird. Artikel 38 des
Grundgesetzes garantiere die Teilhabe an Par-
lamentswahlen, die nicht dadurch ins Leere
laufen dürften, dass die Entscheidungen an
ganz anderen Orten fallen. Daher will er nicht
nur die CETA-Bestimmungen zum Investo-
renschutz sowie den privaten Schiedsgerichten
angreifen, sondern auch mutmaßliche Verlet-
zungen der grundgesetzlich verbrieften Staats-
ziele Umweltschutz, Sozialstaatsprinzip und
kommunale Selbstverwaltung einklagen.

Umstritten ist noch, ob der Bundestag dem
Abkommen zustimmen muss, wie etwa die
Bundesregierung meint, oder ob allein Be-
schlüsse der EU-Gremien – Ministerrat und
Europäisches Parlament – genügen. In letzte-
ren Fall müsste Karlsruhe sehr schnell entschei-
den. Darauf haben sich die Kritiker der Frei-
handelsabkommen bereits vorbereitet. Weit
über 50.000 Menschen haben sich der Bürger-
klage gegen CETA angeschlossen und über
170.000 Bundesbürger unterstützen die Peti-
tion von Marianne Grimmenstein. Die gesam-
melten Unterschriften sollen dem Bundesver-
fassungsgericht übergeben werden, wenn die
Klage eingereicht ist.
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Aufbegehren! Noch immer
Sexualisierte Gewalt gegen Frauen hat strukturelle Ursachen. Für die Anerkennung dieser
Tatsache haben Frauen in Bielefeld lange gestritten. Von Bernd J. Wagner
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Leben gestalten
Biete im Rahmen meiner Ausbil-
dung beim ILK Bielefeld kosten-
los Einzel- und Paarberatung an.
Dirk Wittke Dipl.Pädagoge, Thea-
terpädagoge 
Kontakt: dirwit@web.de


